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REPUBLIK ÖSTERREICH 
DER BUNDESMINISTER 

FÜR WIRTSCHAFTLICHE ANGELEGENHEITEN 
DA. WOLFGANG SCHÜSSEL 

Zl. 10.101/142-XI/A/1a/S9 

Herrn 
Präsidenten des Nationalrates 
Rudolf P öDE R 

Parlament 
101? Wie n 

Wien, am 6. Juli 1989 

3615/AB 
1989 -07- "0 
zu 3 r5'1 IJ 

In Beantwortung der schriftlichen parlamentarischen Anfrage Nr. 

3?54/J betreffend Erfüllung des als Petition im Nationalrat ein­

gebrachten "Volks-Begehrens der Jungen öVP "Für Leistung und 

Gerechtigkeit - gegen Privilegien", welche die Abgeordneten Karas 

und Kollegen am 1? Mai 19S9 an mich richteten, beehre ich mich 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu Punkt 1 der Anfrage: 

Oie Kunstobjekte der Bundesmobilienverwaltung erlangten im Laufe 

der Zeit einen solchen Wert, daß sie heute in erster Linie nur 

mehr für museale Zwecke Verwendung finden können. Soferne noch 

brauchbares Material vorhanden ist. können die Amtszimmer von 

Bundesorganen höchster Distinktion ausgestattet werden. So wurde 

seit 1945 u.a. die Präsidentschaftskanzlei, das Bundeskanzleramt, 

Amtsräume der Obersten Gerichtshöfe, der Präsidialvorstände aus 

Beständen der Bundesmobilienverwaltung equipiert. 
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Weiters sind auch die Hsterreichischen Botschaften im Ausland mit 

historischem Mobiliar versehen. Außerdem kann, wenn ein österrei­

cher den Vorsitz einer internationalen Organisation innehat und 

ein Hffentliches Interesse besteht, mit Zustimmung des Bundes­

ministers, auf die Dauer der Funktion, auf Material der Bundes­

mobilienverwaltung, zurückgegriffen werden (z.B. Generalsekre­

tariat der EFTA). 

Zu Punkt 2 der Anfrage: 

Das seinerzeit bestehende Privileg, daß Beamte des Bundes privat 

MHbel mieten durften, wird seit 19?8 nicht mehr gehandhabt. 

Es existieren allerdings noch 270 Mietverträge, die mit der Zeit 

auslaufen. Die Mietgebühr beträgt derzeit 25 % vom Schätzwert 

jährlich. Die letzte'Erhöhung erfolgte am 1.1.1986, die nächste 

ist in Vorbereitung. 

Zu Punkt 3 der Anfrage: 

Kurzfristig kann jede juristische oder physische Person, speziell 

dazu zur Verfügung stehende Objekte (Sessel, Tische usw.) anmie­

ten. (Siehe beiliegende Dienstanweisung für die Bundesmobilienver­

waltung) 

Die Mietgebühr wurde nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten und in 

ungefährer Angleichung an die orts- und branchenüblichen Preise 

festgesetzt. 

Anlage 
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B:)i: ~-.:~ ~;i~.'! I ~! 1 ~~ tf'~~~ r{ !' iJf:) FJ ~ ~ 
qJ-\UT!';N rl;'~lJ T:':;CHNI!( 

zu Zl. 600.L50/3-II/81 

DIENSTAN\vEIStJNG Fiin DIE RtltJDE:,;:'10iHLJ :~r'IVI';!<i'l'ALTIJNf1 --

Art il<eJ. I 

Gemäß Teil 2 9 Abschni.tt C, Ziffer 3 der Anlar,e zu § ;; de3 

Bundesmi.nisterlen,~esetzes 1973, BGBl. Nr. 3n9, fäll t rJ~s Sar:h­
.gebiet "Bundesmoo.ilenverwal tung" i.n den HJrl<ungsberp.i eh des 
Bundesministeriumsfür Bauten und Technik. 

!!::ll,kel I I 

Zum Vollzug des gesetzlichen Auftrages bedient sIch das 
Bundesministerium für Bauten und Technik der nachgeordneten 
Dienststelle "BUnde'smobilienverwaltung"p die hiemit zur Ein­

haltung der nachfolgend festgelegten Grundsätze verpflichtet 
wird. 

1) Aufgaben der Bundesmobi1.Lenverwaltung: 
1.1) Bereitstellung von Möbeln und kunstgewerblichen Gegen-

·ständen fUr die obersten Organe des Bundes und der Öster­
reichischen Vertretungsbehörden im Ausland aus Repräsentations­
grUnden: 

.••.. I'.-.\ot. r 

1.2) Berei tstellung von Möbeln und lnmstgewerbl ichen Gegenständen 
:für die vom Bundesministerium fUr Bauten und Technik zu ver­
waltenden Repräsentations- und Schauräume. (Hofburg in \V~en, 
Schloß Sehönbrunn p Hofburg in Innsbruck und andere); 

1.3) Ausstellung von ausge"'/ähl ten Möbeln und kunstgewerblichen 
Gegenständen im nahmen der eip;enen Dienststelle; 

104) Bereitstellung von Möbeln und kunstgewerblichen Gegenständen 

!Ur museale Zwecke: 
1.5) Bereitstellung von Möbeln und kunstgewerblichen Gegenständen 

!Ur sonstige im Bundesinteresse gelegenen Zv/ecke p 
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1 .6) Verwaltun~ Imd Berei tha 1 tl!n/~ (einsc:l~.l . .i efH i.~!J '~pt,p.'Jllnl' 
und Restaurierung) von :·]i·ibe.ln und ic.:nstf.'e'lIel't',I; !:n~~t, 

1 '7) • I 

Gegenständen für die .in ;<.1.'j -1_~);"}n.r>:efUhr··:en :-:"''2,:;V.f·; 

Berei tstellung von vorUbergehend f'ntbehrl.lehen >1i)beJ 'I 

und kunstge"/erbl ichen Ge{;ensHind~n nhnp besonc!er0 {'.e­

ssh ichtl iche 9 künstJeri5che orler sons f ige ku] ture I.le 

Beneutung für sons ti ge .~uri sti sr:he imd ph:fS i sc he [-'eI'­
sonen gegen Entgelt; 

1.8) Ergänzung der vorhandenen Besti..inrle durch Erwerb von 

Höbeln und ].wnstgewerblichen ;;egenstünden ~;o!;de dur .... :1i 

Herstellung von Kopien; 

1.9) Beratung der Bundesdienststellen in ei.ns,:hli1!:,ir;en 

Angelep;enhe i ten. 

2) Zielsetzungerl zur ErfUllung der Aufgaben: 

2.1) Ausscheidung aller Gebrauchsob.jekte, die laut Invent.ar­

aufschreibungen sich bei anderen Dienststellen befinden. 

2.2) Die Revision der verbleibenden Objekte soll in einem etwa 

10 Jahre-Zyldus durchgeführt werden. 

2.3) Gebrauchsobjel{te 9 die sich bei der Bundesmobili.enverwal +ung. 

seIhst befinden v sollen wie bisher kurzfristig verliehen 

werden. 

2.4) Die Amtshilfe für die Präsidentschaft.skanzlei ~nd das 

Bundeskanzleramt ist im bisherigen Umfang beizubehalten, 

jedoch ist anzustreben, die Bundesmobilienverwaltunp; von 

reinen Hilfstätigkeiten zu entlasten. 

2.5) Die Besorgung der übrig:en Aufgaben soll p sO\'lei t. dadurch 

nicht die in den Punkten 2 .. 2·-·2~·4'angeführten Zi~le beein­

trächtigt werden p im bisherigen Umfang ausgefiihrt werdon, 

wobei die im Aufgabenkatalog enthaltene Reihung der Bedeutung 

der Aufgaben zu beachten ist. 

206) Der Ausstellungsbetr.i.eb ist unter Bedachtnahme auf die Er­

fordernisse der Betreuung der Objekte einerseits und der 

Besucherfrequenz andererseits zu regeln. 

3) Dem Bundesministerium für Bauten und Technik vorbehal tene Auf.f.at~_l],: 

3 0 1) Generelle Anweisungen für die Tätigkeit der Dienststelle im 

Rahmen der der Abteillmg 11/3 durch die Geschäftseinteilung 

zugewiesenen AufGaben. 
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~. 2) Erlcd igunß der lcnnGt:L!r> tor _Lschnn A nge 1 e[<Hlhe ,{ ten '-h~ i 
.Bun(jcmnobiJinnverwal tung. 

3.3) Entschei.dung llbe:!: die Eiurj.ehtungdcr Dict'l.:.:tr:iur.lc der 
obers ten Organe des Bundes und der cbter r. V (n° t1:'D t;unf~:;­

behörden im Ausl~nd. 
3.4) Entscheidung fiber die Leistung '.ron Amtshilf~~ b~l St:-lata­

besuchen und größeren Hepr äsen to. t. ionBve:rn.n~) tal i,unzen :j (' I' 

obersten Bundesoreane. 
3.5) Festlegung der Ein:r.ichtung der Repr~senta ticns- und Sch:w­

räume des Bundes (Hofburg in Wien, Schlofs SchöYlbrurul, 
Hofburg in Innsbruck und andere). 

3.6) Festlegung der Art, des Umfanges und Inhalten der Aus­
stellungen der Bundesmobilienverwaltung einRchließlich 
der generellen Anordnungen für deren Führung. 

3.7) Entscheidung über die Bereitstellung von Möbeln und 
kunstgewerblichen Gegenständen für museale Zwecke. 

308) Genehmigung der Bereitstellung von Möbeln und kunstge­
werblichen Gegenständen für sonstige im Bundesinteresse 
gelegenen Zwecke (Z. 1.5 der Aufgaben der BlßobV), soferne 
diese für einen längeren Zeitraum als drei Monate erfolgen 
sollo 

3.9) Genehmigung der Bereitstellung von Möbeln und k1lnstge­
werblichen Gegenständen für sonstige juristische und 
physische Personen flegen Entgelt (Z. 1.7 der Aufgaben der 
BMobV), soferne diese für einen längeren Zeitraum alD urei 
Monate erfolgen soll. 

3.10) Genehmigung des Jahresinvestitionsplanes und der Ansch.'lf­
fungen zu Lasten der Posten 422 und 423 des Ansatzes . .' ....•... \. ... , 
64013. 

3 0 11) Genehmigung von Restaurierungsaufträgen, soferne sie nicht 
Ergänzungen geringfügigen Umfanges betreffeno 

3.12) Erledigung von Angelegenheiten, die sich die Abteilung 
11/3 in besonders begründeten Einzelfällen vorbehält. 

Artikel 111 
Diese Dienstanweisung tritt mit 1. November 1981 in Kraft. 
Mit dem Inkrafttreten dieser Dienstanweisune treten die Bestimmungen 
der Erlässe vom 19.1.1948, Zl. 30.343-1-1/48 (Vorläufige Dienstan­
weisung fUr die Bundesmobilienverwaltung)p und vom 28.1.1970, Zl. 
500.876-1/7-70 (Kompetenzabgrenzung zwischen Bundesmobilienverwal-

tungund Zentralleitung), außer Kraft. 
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